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Vorwort
Der vorliegende Klausurenband entstand als Lösung für das Hauptproblem der Studierenden im ersten Semester des Studiums. Am Ende des Semesters steht eine Klausur an, Vorlesungen bleiben oftmals eher abstrakt und Arbeitsgemeinschaften bieten nicht immer ausreichend Vorbereitung für die Falllösung.
Das Buch bietet 20 Fälle, darunter eine Originalklausur, mit unterschiedlichen Problembereichen. Um Sicherheit im Umgang mit Fällen zu vermitteln, setzt das Buch auf eine nachvollziehbare Struktur in der Gutachtenführung und setzt inhaltlich auf Redundanzen bei den wichtigsten Themen, um einen Lernerfolg gleich am Anfang des Studiums zu gewährleisten.
Zu danken haben wir Frau stud. iur. Laura Zimmer, Herrn stud. iur. Lennard Gleumes und Herrn stud. iur. Dennis Lipowski für die Unterstützung bei der Textarbeit und den Korrekturen. Frau Claudia Müller gebührt unser Dank für die – wie immer – einwandfreie Betreuung des Manuskripts. 
 
Wiesbaden, Januar 2023
Daniel Klocke
Max Lennart Dürkop
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1. Teil


Hinweise zur Fallbearbeitung
1

Ein juristischer Sachverhalt, mit anderen Worten ein Fall, enthält am Ende immer eine Aufgabe, die in aller Regel als Frage oder – seltener – als Prüfungsauftrag formuliert ist. In der Sache laufen alle Fragen auf die Prüfung in Form eines Gutachtens hinaus. 


2

Hinweis:
Ein Gutachten sollte stets untergliedert sein. Texte bzw. Überschriften können im Wesentlichen über zwei Typen gegliedert werden:
	-
	A. I. 1. a) aa) (1) (a) (aa) α) oder

	-
	1., 1.1., 1.1.1., 1.1.1.1. usw


Der Text folgt der ersten Gliederungsvariante und verzichtet aber zuweilen auf A), B), C) etc. Diese Unterteilung wird für gewöhnlich dann genutzt, wenn unterschiedliche Abschnitte deutlich voneinander abgrenzt werden sollen. 




I. Der Zweck des Gutachtens
3

Der Zweck des Gutachtens ist es, eine Antwort auf eine rechtliche Frage zu entwickeln und diese sorgfältig zu begründen. In diesem Zusammenhang hat der Bearbeiter unter Umständen auch verschiedene mögliche Lösungswege darzustellen und sich mit diesen argumentativ auseinanderzusetzen.[1] 


4

Hinweis:
Wann immer ein Autor einen Gedanken übernimmt, den er nicht zuerst geäußert hat oder der nicht unmittelbar aus dem Gesetz folgt, muss die Fremdheit kenntlich gemacht werden. Das macht man über sog. Fußnoten. Die Keyboardkombination lautet: Strg + alt + f 
5



Fußnote 1 enthält das Zitat eines Aufsatzes. Man nennt: 
	1.
	Autor bzw. Autoren mit Nachnamen

	2.
	Die Abkürzung der Zeitschrift 

	3.
	Jahrgang (Jahr des Erscheinens)

	4.
	Seitenzahl
	a)
	Beginn des Beitrags

	b)
	Konkrete Fundstelle




vgl. Wieduwilt (1.), JuS (2.) 2010 (3.), 288 (4.a) (289) (4.b).



6

Das Gutachten hat in der Rechtswissenschaft die Funktion alle rechtlichen Fragen zu klären, die ein Fall aufwirft, um so einer späteren Entscheidung als Grundlage dienen zu können. Die bekannteste dieser Entscheidungen ist das richterliche Urteil. Das wird plastisch, wenn man sich die Funktionen vor Augen führt. Das Gutachten führt zur Lösung. Das Urteil präsentiert die Lösung. M.a.W.: Das Urteil soll eine bereits getroffene gerichtliche Entscheidung durch eine Begründung plausibel machen und geht daher von dieser feststehenden Entscheidung aus.[2] Das Gutachten soll die überzeugungskräftigste Lösung erst entwickeln und muss zu diesem Zweck die einzelnen Lösungsschritte und die denkbaren Lösungswege „abarbeiten“.[3] Dieser Unterschied ist wichtig, weil sich daraus wichtige Grundlehren ableiten lassen können, die im Folgenden vertieft werden. 



II. Das Erfassen des Sachverhalts
7

Egal ob Urteil oder Gutachten, am Anfang steht die Sachverhaltslektüre. Bereits in diesem Schritt gilt es, höchste Aufmerksamkeit zu beweisen, denn dem vollständigen Erfassen des Sachverhalts ist größte Bedeutung beizumessen. Deshalb empfiehlt es sich, den Sachverhalt bereits zu Beginn mehrfach zu lesen, um keine Details zu übersehen: Nichts ist ärgerlicher, als eine vertretbare Analyse eines falsch erfassten Sachverhalts ins Gutachten zu bringen.
Ein typischer Fehler bei der Sachverhaltserfassung liegt darin, dass dieser inhaltlich überdehnt wird. Der Klausurbearbeiter ist nicht „Herr des Sachverhalts”. Der Sachverhalt ist als feststehend und geschehen zu akzeptieren. Nicht mitgeteilte Details sind nicht geschehen und der Sachverhalt darf nicht abgeändert werden.[4] 
Für Beginner des Jurastudiums ist dies oft verwirrend. Erwartet man doch in gewisser Weise eine in sich stimmige Geschichte. Das wird aber der Wirklichkeit nicht gerecht. In der Praxis fehlen Tatsachen oder sind unzureichend in den Prozess eingeführt. Das Recht reagiert auf dieses Problem mit Darlegungserleichterungen und insbesondere Vermutungsregeln.[5] Wenn aber eine Tatsache vermutet wird, muss sie gar nicht im Sachverhalt stehen. Wer also Inhalte vermisst, wird in der Regel im Gesetz auf eine Vermutung stoßen – das, oder man schreibt gerade am Sachverhalt vorbei. 


8

Hinweis:
Zuweilen enthalten Fußnoten auch weiterführende Hinweise (vgl. Fußnote 5). Für gewöhnlich haben Studierende nur selten die Zeit alle Hinweise einer Fußnote nachzulesen. Es empfiehlt, die Fußnoten zumindest einmal zu überfliegen.



9

Beispiel:
Werden über das Alter und die geistigen Fähigkeiten einer Person keine weiteren Angaben gemacht, ist davon auszugehen, dass diese geschäftsfähig ist. Denn das BGB geht davon aus, dass im Grunde jede Person geschäftsfähig ist. Das zeigt der Wortlaut von § 104 BGB, der lediglich die Geschäftsunfähigkeit regelt. Im Umkehrschluss kann deshalb davon ausgegangen werden, dass, soweit die §§ 104, 106 BGB nicht einschlägig sind, jede Person geschäftsfähig ist.[6] Erst wenn Anhaltspunkte für eine Geschäftsunfähigkeit vorhanden sind, muss man sich also mit den §§ 104 ff. BGB auseinandersetzen.



10

Hinweis:
Wenn dieses Dokument der erste juristische Text ist, den Sie lesen, dann sehen Sie gerade zum ersten Mal ein Gesetzeszitat.
Grundsätzlich unterscheidet man §-Gesetze und Artikel-Gesetze. Im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) gibt es nur §§ (Plural von §). Das Einführungsgesetz zum BGB hingegen enthält Art. (Abkürzung von Artikel). Ein Artikelgesetz enthält gleichzeitig mehrere Gesetze oder ganz unterschiedliche Inhalte. 
An ff. scheiden sich die Geister. Die einen sagen fortfolgende. Die anderen nutzen es als Plural für f. Nach dieser (vorzugswürdigen) Logik signalisiert 
f., dass nur der folgende Paragraf zitiert wird und
ff., dass alle folgenden Paragrafen aus dem Abschnitt zitiert werden sollen.



11

Die gestellten Sachverhalte zielen ausnahmslos darauf ab, bestimmte Probleme zu erfassen. Ziel des Bearbeiters muss es daher schon bei der Sachverhaltserfassung sein, die Hinweise im Sachverhalt zu erkennen, um die Klausurlösung frühzeitig auf die richtige Bahn zu lenken. Besonderes Augenmerk sollte dabei auf die vom Klausurersteller hervorgehobenen Details gelegt werden. Diese sind für die Bearbeitung von hoher Relevanz (z.B. kursiv dargestellte Erklärungen der handelnden Personen). Viele Sachverhalte im Zivilrecht enthalten zudem – häufig am Ende – einen Absatz, in dem die Beteiligten ihre Rechtsauffassungen kundgeben: 
Beispiel 1:
A meint, es könnte doch nicht angehen, dass ein solcher Vertrag, den er moralisch für äußerst bedenklich hält, wirksam sein könne. 

Beispiel 2:
A meint, dass das ganze Geschehen schon so lange in der Vergangenheit liegt, dass der Anspruch gar nicht mit bestehen könne. 

Die beiden Aussagen dienen dem Bearbeiter als Hilfestellung, um auf eine zu untersuchende Sittenwidrigkeit (§ 138 BGB) oder Verjährung (§ 214 BGB) hinzuweisen.



III. Die Aufgabenstellung
12

Im nächsten Schritt ist die Aufgabenstellung zu erfassen. Auch hier gilt höchste Aufmerksamkeit. Die Beantwortung von Rechtsfragen, nach denen nicht gefragt ist, fällt negativ ins Gewicht. 



1. Die Frage nach einem Anspruch 
13

Die häufigste und dankbarste Aufgabenstellung ist die nach dem Anspruch. Gemeint sind Fragen, die darauf gerichtet sind, dass eine Person (A) von einer anderen Person (B) ein bestimmtes Verhalten verlangt: 
Beispiel 1:
Kann A von B die Zahlung des Kaufpreises verlangen?

Beispiel 2:
Kann A von B die Herausgabe des Autos verlangen?

Die Lösung dieser Fragestellung soll weiter unten vertieft werden. 



2. Die Frage nach einem Gestaltungsrecht
14

Im Mittelpunkt der Klausur kann auch stehen, ob eine Partei ein Gestaltungsrecht geltend machen kann.
Beispiel 1:
Kann sich A durch die Anfechtung seiner Willenserklärung vom Vertrag lösen?

Beispiel 2:
Kann A vom Vertrag zurücktreten?

Hier ist zu untersuchen, ob den Parteien ein derartiges Gestaltungsrecht zusteht. Die Prüfung eines Anspruchs wäre hier verfehlt. Ein häufiger Fehler ist daher, dass Bearbeiter einen Anspruch auf Anfechtung oder einen Anspruch auf Rücktritt prüfen. Der Anfechtungsberechtigte kann schlicht die Anfechtung erklären. Eine Handlung des Anfechtungsgegners bedarf es nicht. 



3. Die Frage nach der Rechtslage
15

Manchmal liest man auch am Ende: „Wie ist die Rechtslage?“. Hier sind sämtliche denkbaren Ansprüche aller beteiligten Personen untereinander zu prüfen. Wichtig ist dabei, dass neben den Ansprüchen der Beteiligten auch zu prüfen ist, ob die Beteiligten die Rechtslage ändern können. Insoweit sind auch die möglichen Gestaltungsrechte zu bedenken.
Gelegentlich, insbesondere in Anfängerklausuren, ist nach einem Element der Rechtslage gefragt, etwa: „Ist der Vertrag wirksam?“. Hier gibt die Frage die Prüfung vor. 



IV. Der Bearbeitervermerk
16

Letztlich ist – falls vorhanden – der Bearbeitervermerk zu untersuchen. Darin sind noch weitere Hinweise für die Anfertigung des Gutachtens genannt. So können bestimmte Ansprüche ausgeschlossen sein. Der Bearbeitervermerk sollte gleich immer nach der Fallfrage gelesen werden. Es ist schon vorgekommen, dass Kandidaten den Bearbeitervermerk übersehen haben.
Beispiel:
Ansprüche aus Bereicherungsrecht sind nicht zu prüfen. 

Zum Teil beinhaltet der Bearbeitervermerk auch Sachverhaltsklarstellungen über Gedankengänge der Beteiligten. 
Beispiel:
Es ist davon auszugehen, dass A die Minderjährigkeit von X nicht erkannt hat. 

Schließlich beinhaltet der Bearbeitervermerk vermehrt noch folgende – oft für Verwirrung sorgende – Aussage: 
Zu allen aufgeworfenen Rechtsfragen ist – gegebenenfalls im Hilfsgutachten – Stellung zu nehmen.


17

Grundsätzlich sollte man davon ausgehen, dass ein Hilfsgutachten nie zwingend erforderlich ist. Der Vermerk dient lediglich dazu, darauf hinzuweisen, dass die Klausur Probleme enthält, bei denen der Klausurersteller schon damit rechnet, dass die Bearbeiter zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen können, die gleichermaßen gut vertretbar sind. 



V. Einschub: Das Anfertigen einer Skizze
18

Soweit der Sachverhalt erfasst ist und der Bearbeiter sich über die Aufgabenstellung im Klaren ist, empfiehlt es sich, eine Lösungsskizze zu entwerfen, um gedanklich die vorzunehmenden Prüfungsschritte durchzugehen. Umfang und Zeiteinplanung hängen stark von den persönlichen Präferenzen ab. Achten Sie aber bitte auf Ihr Zeitmanagement! 


19

Hinweis:
Als Faustregel gilt 1/5 bis ein 1/6 der Zeit sollte auf die Lösungsskizze verwendet werden. 




VI. Die Falllösung i.e.S. 
20

Geht man von diesen Grundlagen aus, ist nun das eigentliche Gutachten zu erstellen. Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich in erster Linie auf die Anspruchsklausur, können aber auch auf andere Konstellationen übertragen werden. 



1. Die Anspruchsprüfung
21

Die Fallfrage bei einer zivilrechtlichen Klausur baut regelmäßig auf der sog. Anspruchsmethode auf. Im Rahmen einer Anspruchsprüfung ist zu untersuchen, welche Rechte die Beteiligten geltend machen können. Als Gedankenstütze kann dabei folgendes Schema fungieren: 
Wer will was von wem woraus?
Wer? = Wer ist der Anspruchssteller? = Wer begehrt etwas von einer anderen Person?
Will was? = Welches Anspruchsziel wird verfolgt? = Was ist die begehrte Rechtsfolge?
Von wem? = Wer ist der Anspruchsgegner? = Von wem wird das Anspruchsziel begehrt?
Woraus? = Was ist die Anspruchsgrundlage? = Aus welchen rechtlichen Normen bzw. Grundlagen folgt die gewünschte Rechtsfolge möglicherweise?



2. Die Suche nach der Anspruchsgrundlage 
22

Über das Anspruchsziel wird die Frage nach der Anspruchsgrundlage formuliert: was und woraus. X will von Y Schadensersatz; welche Norm könnte sein Begehren stützen? 
Beispiel:
Soweit nach dem Ersatz einer bestimmten Schadensposition gefragt ist, kommen nur Normen mit der Rechtsfolge Schadensersatz in Betracht, also z.B. §§ 122 Abs. 1, 179 Abs. 1 Var. 2, 280 Abs. 1, 678, 823 Abs. 1 BGB. 
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Hinweis:
Ein wichtiges Handwerkszeug ist die korrekte und genaue Zitierung von Regelungen. Seien Sie bitte immer so exakt wie möglich. Wenn die entscheidende Regelung in einem Halbsatz enthalten ist, zitieren Sie bitte den Halbsatz. Wenn eine Norm zwei Alternativen hat und nur eine entscheidend ist, zitieren Sie bitte diese Alternative. Hier die Abkürzungen für das Zitat: 
→ § 1 Abs. 1 S. 1 HS. 1 Alt. 1 [zitiertes Gesetzbuch]
→ § 119 Abs. 1 HS 1 Alt. 1 BGB enthält den sog. Inhaltsirrtum.
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Der Begriff der Anspruchsgrundlage hat sich heute durchgesetzt. Das Zivilrecht regelt die Verteilung von privaten Gütern und die Auflösung widerstreitender Interessen. Die Durchsetzung eigener Interessen gegenüber einer anderen Partei setzt das Bestehen eines Anspruchs voraus. Das BGB definiert den Anspruch als 
	 
	das Recht, von einem anderen ein Tun oder Unterlassen verlangen zu können (vgl. § 194 Abs. 1 BGB). 


Ein solches Recht wird den Parteien durch eine Anspruchsgrundlage eingeräumt. Kennzeichnend für eine Anspruchsgrundlage ist, dass sie einen Tatbestand (die Voraussetzungen der Norm) und eine auf das Tun oder Unterlassen eines anderen gerichtete Rechtsfolge hat. 
Beispiel:
Wenn die Parteien einen Kaufvertrag geschlossen haben, sind die Voraussetzungen des § 433 BGB erfüllt. § 433 Abs. S. 1 BGB lässt diesem Tatbestand die Rechtsfolge folgen, dass der Verkäufer die Sache zu liefern und zu übereignen hat. 
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Zwar ist die Rechtsnatur der Anspruchsgrundlage nicht aus jeder Norm zu erkennen, typischerweise sind gesetzliche Anspruchsgrundlagen indes an folgenden Formulierungen zu erkennen: „…kann verlangen…“ (z.B. § 280 Abs. 1 S. 1 BGB); „… ist verpflichtet …“ (z.B. § 433 Abs. 1 S. 1 BGB); „…hat zu / ist zu ersetzen…“ (z.B. § 122 Abs. 1 BGB). 
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Ein häufiger Anfängerfehler ist, dass bei der Frage, ob Übereignung verlangt werden kann, § 985 BGB vorrangig geprüft wird. Die Norm basiert zwar auf dem Eigentum, sie erlaubt es aber gerade nur dem Eigentümer die Herausgabe zu verlangen. Derjenige, der den Anspruch geltend macht, muss daher Eigentümer sein. Wenn die Frage auf die Bewegung des Eigentums gerichtet ist, kann § 985 BGB nicht helfen. 



3. Die Prüfungsreihenfolge der Anspruchsgrundlagen 
27

Für Anfänger hat die Reihenfolge der Prüfung der Anspruchsgrundlagen in aller Regel noch keine große Bedeutung. Je weiter aber das Studium voranschreitet, desto wichtiger wird die korrekte Reihenfolge der zivilrechtlichen Anspruchsgrundlagen. Als Grundschema für die Reihenfolge der zu prüfenden Ansprüche gilt: 
	1.
	Vertragliche Ansprüche (z.B. § 433 Abs. 1 S. 1 BGB)

	2.
	Quasivertragliche Ansprüche (z.B. Anspruch aus c.i.c. gemäß §§ 311 Abs. 2, 241 Abs. 2, 280 Abs. 1 BGB)

	3.
	Dingliche Ansprüche (z.B. § 985 BGB)

	4.
	Deliktische Ansprüche (z.B. § 823 Abs. 1 BGB)

	5.
	Bereicherungsrechtliche Ansprüche (z.B. § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 BGB)



Diese Reihenfolge ist nicht willkürlich, sondern gut begründet: Ein bestehender Vertrag schließt den quasivertraglichen Anspruch aus §§ 677, 683 S. 1, 670 BGB (nicht „ohne Auftrag“), und den bereicherungsrechtlichen Anspruch aus § 812 Abs. 1 BGB (nicht „ohne Rechtsgrund“) aus. Quasivertragliche Ansprüche stehen den vertraglichen Ansprüchen nahe und sind daher direkt nach diesen zu behandeln. Dingliche Ansprüche können mitunter eine Sperrwirkung gegenüber den nachfolgenden Ansprüchen entfalten. Deshalb sind sie vorrangig zu prüfen.



4. Die Subsumtion 
28

Durch die Verbindung des „Was“ mit dem „Woraus“ können Bearbeiter nun Anspruchsgrundlagen finden. Damit ist noch nicht gesagt, dass der Anspruchssteller auch im Recht ist. Vielmehr muss jetzt das Gutachten klären, ob die Voraussetzungen der Anspruchsgrundlagen auch erfüllt sind. 



a) Die Prüfung einer Norm: Der Prüfungsaufbau
29

Eine Anspruchsgrundlage hat oftmals mehrere Voraussetzungen. Bei einem Anspruch aus § 433 Abs. 1 S. 1 BGB ist dies noch einfach. Man braucht nur einen Vertragsschluss. Doch liest man etwa § 823 Abs. 1 BGB, fällt auf, dass mehrere Voraussetzungen bestehen. Bevor man in der Sache prüft, muss man daher den Tatbestand in eine Prüfungsreihenfolge überführen. Die Frage lautet also: 
Was prüfe ich bei § 823 Abs. 1 BGB zuerst?


30

Um diese Frage rasch zu beantworten, hat die Rechtwissenschaft sog. Schemata herausgebildet. Man prüft Normen immer in einer bestimmten Reihenfolge. Das Schema für § 823 Abs. 1 BGB lautet etwa:
	1.
	Rechtsverletzung 

	2.
	Widerrechtlichkeit

	3.
	Verschulden 

	4.
	Schaden 



Das ist ein einfaches Schema und wird im Laufe des Studiums noch erweitert werden müssen. Am Anfang wird aber klar, wie einfach nunmehr die Norm in das Gutachten überführt werden kann. Aus dem Text wird eine Prüfungsreihenfolge. 
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Für § 823 Abs. 1 BGB folgt die Reihenfolge aus der Struktur der Norm: Die Rechtsverletzung (1.) begründet eine Vermutung für die Widerrechtlichkeit (2.); die widerrechtliche Rechtsverletzung (1. und 2.) ist Bezugspunkt des Vorwurfs von Vorsatz oder Fahrlässigkeit (beides 3.) und erst wenn diese Punkte feststehen, ist ein Schaden zu prüfen (4.), der auf die widerrechtliche Rechtsverletzung zurückgeht. Der Schaden selbst muss nicht vom Vorsatz (3. steht eben vor 4.) erfasst sein. 



b) Der Gutachtenstil
32

Wie wird nun die Frage mit der Lösung verbunden? Juristen formulieren einen sog. Obersatz und lösen diesen im folgenden Gutachten mit einem Ergebnis auf. Dabei wird der Begriff „Obersatz“ doppelt gebraucht: Auf der einen Seite als der für die gesamte Prüfung einleitende Satz und auf der anderen als der Satz, der die Prüfung jedes einzelnen Tatbestandsmerkmals einleitet:
Beispiel:
X könnte gegen Y einen Anspruch aus § 823 Abs. 1 BGB haben.

Beispiel:
Weiterhin müsste Y widerrechtlich gehandelt haben.




aa) Die Struktur des Gutachtenstils
33

Die Terminologie ist dabei weniger wichtig. Wichtiger ist die Methodik:[7]
	1.
	Obersatz (Hypothese)

	2.
	Definition

	3.
	Subsumtion

	4.
	Ergebnis



Der Gutachtenstil zeichnet sich dadurch aus, dass eine im Konjunktiv formulierte Hypothese über eine mögliche Rechtslage zugrunde gelegt und sodann auf ihre Richtigkeit überprüft wird. Diese Hypothese bezeichnet man als Obersatz. 
Beispiel für eine Hypothese:
A könnte einen Anspruch auf die Zahlung des Kaufpreises aus § 433 Abs. 2 BGB gegen B haben. 
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Die Überprüfung der Richtigkeit erfolgt sodann in mehreren Schritten: die Definition, die Subsumtion und letztlich das Ergebnis. Die Definition stellt abstrakt die Voraussetzungen dar, die vorliegen müssen, damit sich die Hypothese bestätigt. 
Beispiel:
Der Anspruch aus § 433 Abs. 2 BGB setzt voraus, dass ein wirksamer Kaufvertrag i.S.d. § 433 BGB geschlossen wurde. 




bb) Der Syllogismus[8] 
35

Es folgt die Definition. Gewissermaßen handelt es sich bei der Definition um eine Art „Unterobersatz“. Der Gutachtenstil bereitet auch und vor allem deshalb anfänglich Schwierigkeiten, weil eine Art Schachtelprüfung entsteht. 
Beispiel:
Ein Vertrag setzt mindestens zwei übereinstimmende Willenserklärung voraus. 
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In einem ausführlichen Sachverhalt gestaltet sich die Anwendung des juristischen Syllogismus regelmäßig komplizierter, als es der Vierschritt vorzugeben scheint. Ein Anspruch hat zumeist mehrere Voraussetzungen, die jeweils im Einzelnen zu prüfen sind (jeweils mit Obersatz – Definition – Subsumtion – Ergebnis). Und auch innerhalb der einzelnen Voraussetzungen können Unklarheiten bestehen, sodass es einer Prüfung mithilfe des juristischen Syllogismus bedarf. So kann bspw. eine Definition selbst Tatbestandsmerkmale enthalten, die wiederum zu untersuchen sind. 
Beispiel:
Eine Willenserklärung ist eine private Willensäußerung, die auf die Erzielung einer Rechtsfolge gerichtet ist. 
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Im Rahmen der Subsumtion als nächstem Bestandteil des Gutachtenstils ist sodann zu untersuchen, ob die Voraussetzungen auch im konkreten Fall vorliegen. Der Sachverhalt wird unter die Definition subsumiert. Dabei wird nochmals die Bedeutung der Definition unterstrichen: Zweck ist es, die Voraussetzung so zu präzisieren, dass im Anschluss der Sachverhalt „darunter“ subsumiert werden kann. 
Beispiel (einfach):
A könnte gem. §§ 2, 104 Nr. 1 BGB geschäftsunfähig sein (Obersatz). Geschäftsunfähig ist, wer nicht das siebente Lebensjahr vollendet hat (Definition). A ist drei Jahre alt (Subsumtion). Folglich ist A nicht geschäftsfähig (Ergebnis).
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Das Ergebnis, also die Feststellung der Richtigkeit der zuvor aufgestellten Hypothese, erfolgt zum Schluss. Dieses sollte den Einstiegssatz beantworten.
Obersatz: K könnte einen Anspruch gemäß § 433 Abs. 1 S. 1 BGB haben
…
Ergebnis: K hat keinen Anspruch gemäß § 433 Abs. 1 S. 1 BGB. 



cc) Zuletzt: der Urteilsstil 
39

Das Gegenteil des Gutachtenstils ist der Urteilsstil. Hier wird nicht über einen möglichen Obersatz eine Prüfung begonnen. Der Urteilsstil beginnt mit einem Ergebnis und lässt dem Ergebnis die Begründung folgen.
	1.
	Ergebnis

	2.
	Definition

	3.
	Subsumtion
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Der Verfasser soll bis zum 1. Examen Gutachten erstellen. Damit ist ein umfassender Urteilsstil, so überzeugend er klingen mag, ausgeschlossen. Es gibt jedoch eine Ausnahme, wenn ein Punkt unproblematisch ist. Dann kann ein Bearbeiter durch die Verwendung des Urteilsstils deutlich machen, dass kein Problem besteht.[9] 
Beispiel:
A ist gemäß §§ 2, 104 Nr. 1 BGB geschäftsunfähig (Ergebnis). Geschäftsunfähig ist, wer nicht das siebente Lebensjahr vollendet hat (Definition). A ist drei Jahre alt (Subsumtion).

Oder noch deutlicher: Als Dreijähriger ist A gemäß §§ 2, 104 Nr. 1 BGB geschäftsunfähig.



c) Insbesondere: Die Auslegung
41

Die Rechtsnormen des BGB sind abstrakt-generell formuliert. Deshalb kann es zu Schwierigkeiten kommen, die Normen auf jeden denkbaren Einzelfall anzuwenden. Ein souveräner Umgang mit dem Gesetz zeichnet sich deswegen nicht nur durch Normkenntnis, sondern auch durch das Beherrschen der Auslegung und damit dem Verständnis der anzuwendenden Rechtsvorschriften sowie deren systematischem Zusammenspiel aus.



aa) Wortlaut
42

Ausgangspunkt der Auslegung einer Rechtsnorm ist ihr Wortlaut. Diese Auslegungsweise verfolgt das Ziel, den Sinngehalt der Norm nach den Sprachgesetzen zu ermitteln. Im Vordergrund steht dabei die grammatikalische Struktur der Norm und die mögliche Bedeutung einzelner Tatbestandsmerkmale. In der Rechtsanwendung wird eine Norm ausgehend von einer konkreten Fragestellung ausgelegt. Es stellt sich die Frage, ob der Sachverhalt unter eine bestimmte Norm subsumiert werden kann. Bei der fallbezogenen Auslegung muss deshalb nicht der gesamte potenzielle Bedeutungsinhalt einer Norm ermittelt werden. Ausreichend ist, dass der konkrete Lebenssachverhalt vom Wortlaut der Norm erfasst ist. Zu beachten ist auch, dass der Wortlaut einer Norm zugleich die Grenze der Auslegung markiert. 
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Auch wenn Wortlautargumente erfahrungsgemäß meistens nicht die stärksten Waffen sind, können sie einen geeigneten Einstieg in die Argumentation bieten: Dem Wortlaut der Norm ist regelmäßig eine Aussage zu entnehmen. Entweder er spricht für oder gegen eine Verständnisweise oder ihm ist zu dem jeweiligen Problem nichts zu entnehmen. Selbst die Feststellung von Letzterem ist ein ordentlicher Einstieg in die Argumentation, denn der Bearbeiter zeigt, dass die saubere juristische Arbeitsweise und der Umgang mit dem Auslegungskanon beherrscht wird. In der Rechtsprechung lässt sich beobachten, dass ein „eindeutiger Wortlaut“[10] oftmals schon das letzte Wort darstellt.



bb) Historie
44

Zweites Auslegungskriterium ist die historische Argumentation.[11] Im Mittelpunkt stehen die Vorstellungen des Gesetzgebers bei Erlass des Gesetzes und die Entstehungsgeschichte des Gesetzes, die in den Gesetzesmaterialien dokumentiert ist. Die historische Auslegung spielt in der Klausur jedenfalls eine untergeordnete Rolle, weil historische Normkenntnisse regelmäßig nicht erwartet werden können (anders kann dies in Hausarbeiten sein). Es gibt im ganzen Prüfungsstoff zur ersten staatlichen Pflichtfachprüfung nur eine Hand voll historischer Argumente, die noch als „erweitertes Standardwissen“ gelten. Heute entspricht es der ganz h.M., dass folgende Dokumente Aufschluss auf einen gesetzgeberischen Willen zulassen:
	1.
	Referentenentwurf

	2.
	Regierungsentwurf

	3.
	Diskussion im Ausschuss



Zu einem Willen des Gesetzgebers werden diese Erläuterungen, weil das Parlament in Kenntnis dieser Materialien über das Gesetz abstimmt. 
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Hinweis:
h.M.? = herrschende Meinung. Oftmals sind rechtliche Fragestellungen umstritten. Deswegen landet der Fall vor Gericht. Um kenntlich zu machen, welche Position überwiegend vertreten wird, nutzt man die Abkürzung h.M für herrschende Meinung. MM steht für Mindermeinung, also für Positionen, die sich nicht durchgesetzt haben oder sich erst noch durchsetzen müssen. Oftmals wird auch Rechtsprechung angeführt. Dann werden folgende Abkürzungen gebraucht: 
BGH = Bundesgerichtshof
OLG = Oberlandesgericht
LG = Landgericht 
AG = Amtsgericht
Am Anfang des Buches finden Sie übrigens ein Abkürzungsverzeichnis. 




cc) Systematik
46

Ein weiterer Ansatzpunkt ist die systematische Auslegung. Dabei ist die Norm im Hinblick auf die Beziehung zu anderen Regelungen zu untersuchen. Zum einen kann auf die Einordnung der Norm im Gesetz abgestellt werden, also in welchem Kapitel, Buch, etc. sie wiederzufinden ist. Zum anderen kann ihre Stellung in der Rechtsordnung betrachtet werden. Insbesondere eine speziellere Norm darf nicht unterlaufen werden. Es stellt sich die Frage, welche Bedeutung der Norm im Zusammenspiel mit anderen Normen zukommt. Dazu gehört auch die Überlegung nach der Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht (verfassungs- und richtlinienkonforme Auslegung).



dd) Zwischengedanke: Objektive und Subjektive Theorie 
47
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